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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. April 1961 

8 _ 65304 — 5527/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 1 und 3 des Zoll- 
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 1 des Fünften Zolländerungs- 
gesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1671) den von 
der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Sechsten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1961 
(Aluminiumoxyd usw.) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Die Verordnung sieht die Neuregelung von gewerblichen 
Schutzzöllen vor. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf einer Sechsten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1961 
(Aluminiumoxyd usw.) 


Auf Grund des § 49 Abs. 2 Nr. 1 und 3 des Zoll- 
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) 
in der Fassung des Artikels 1 Nr. 1 des Fünften Zoll- 
änderungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1671) verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages: 

§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1961 (Bundesgesetzbl. 1960. 

II S. 2425) wird wie folgt geändert: 

1. In der Tarifnr. 15.07 (Fette pflanzliche öle usw.) treten folgende Änderungen ein: 

a) In Absatz B-I-b-1 (roh, unter Zollsicherung) wird in der Spalte 2 (Warenbezeichnung) hinter 
dem Wort „Zollsicherung" das Fußnotenzeichen „*)" angefügt. 

b) Am Schluß der Seite 59 des Deutschen Zolltarifs 1961 wird folgende Fußnote angefügt: 

„*) Für Bankulnuß-, Boleko-, Chaulmoogra-, Croton-, Kekuna-, Lorbeer-, Mafura-, Mankettinuß-, 
Manihot-, Pulguera- und Ucuhuba-Öl entfällt die Zollsicherung." 

2. In der Tarifnr. 27.07 (öle und andere Erzeugnisse der Destillation von Steinkohlcnteer usw.) wird in 

Absatz B angefügt: 


Warenbezeichnung 

Binnen- Außen- 
Zollsatz 

°/o des Wertes 

Nachrichtlich :‘) 
Bisheriger 
Binnen- Außen- 
Zollsatz 
für 100 kg 
Eigengewicht 
DM DM 

IV - schwefelhaltige Kopfprodukte der rohen 
Leichtöle: 

a - zur Verwendung als Kraft- oder Heiz- 
stoffe 

frei 

2,4 

16,40 

16,40 

b - zu anderer Verwendung unter Zoll- 
sicherung 

frei 

frei 

16,40 

16,40 


3. In der Anmerkung 2 zu Tarifnr. 27.13 (Paraffin usw., Ozokerit usw.) wird der letzte Satz gestrichen. 


*) Diese Angaben haben nur unterrichtende Bedeutung. Sie sind nicht Gegenstand der Beschlußfassung. Sie werden 
dementsprechend nicht mit der Verordnung verkündet. 
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4. In der Tarifnr. 28.20 (Aluminiumoxyd usw.) wird folgende Anmerkung angefügt: 


Warenbezeichnung ■ 

Binnen- Außen- 
Zollsatz 
°/o des Wertes 

Nachrichtlich :‘J 
Bisheriger 
Binnen- Außen- 
Zollsatz 
°/o des Wertes 

Anmerkung zu Tarifnr. 28.20 



Aluminiumoxyd aus Abs. A zum Verhütten auf Alu- 
minium, bis zu einer Gesamtmenge von 35 000 t, in der 
Zeit vom 1. Januar 1961 bis 31. Dezember 1961, unter 
Zollsicherung 

frei — 

! 

10,5 11 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister 
der Finanzen zu bestimmenden Zollstellen zulässig. 




5. In den Tarifnr. 37.04 (Lichtempfindliche photographische Platten und Filme usw.), 37.06 (Kinemato- 
graphische Filme usw.) und 37.07 (Andere kinematographische Filme usw.) wird jeweils im Kopf der 
Spalten 3 und 4 die Angabe „Zollsatz für je 100 m" geändert in „Zollsatz für 100 m". 

6. In der Tarifnr. 40.08 (Platten usw. aus Weichkautschuk) wird in Absatz B die Bezeichnung der Unter- 
absätze „a" und „b" geändert in „I" und „II". 

7. In der Anmerkung 1 zu Tarifnr. 47.01 (Halbstoffe usw.) wird das Wort „Zoliaufsicht" geändert in 
„Zollsicherung". 

8. In der Tarifnr. 84.59 (Maschinen, Apparate und mechanische Geräte, in Kapitel 84 anderweit weder 
genannt noch inbegriffen) erhält der Absatz D folgende Fassung: 


Warenbezeichnung 

Binnen- Außen- 
Zollsatz 

% des Wertes 

Nachrichtlich :') 
Bisheriger 
Binnen- Außen- 
Zollsatz 
°/o des Wertes 

D - Maschinen und Apparate zum Herstellen von 
Bindfäden, Seilen, Tauen oder Kabeln, ein- 
schließlich Maschinen zum Herstellen von 
Drähten und Kabeln für die Elektrotechnik: 





I - Litzenschlagmaschinen, Seilschlagmaschi- 
nen und ähnliche Maschinen und Apparate 

3 

5,9 

3 

3,5 

5,9 

v3 

v4 

II - andere (Maschinen und Apparate zum 
Armieren, Umbändeln, Isolieren und an- 
dere Maschinen und Apparate zum Zu- 
richten, überziehen, Aufmachen usw.): 





a - Drahtumbändelungsmaschinen . . . 

frei 

3,4 

3 

3,5 

vfrei 

6,4 

vfrei 

b - andere 

3 

6,4 

3 

3,5 

6,4 

v3 

v4 


9. In der Tarifnr. 92.12 (Tonträger usw.) wird in Absatz B - II - b - 1 im Kopf der Spalte 4 die Angabe 
„Zollsatz für je 100 m" geändert in „Zollsatz für 100 m". 


•) Diese Angaben haben nur unterrichtende Bedeutung. Sie sind nicht Gegenstand der Beschlußfassung. Sie werden 
dementsprechend nicht mit der Verordnung verkündet. 
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§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des 
Fünften Zolländerungsgesetzes auch im Land Berlin. 


§ 3 

Die Änderungen in § 1 Nr. 2, 4 , 7 und 8 treten 
mit Wirkung vom 1. Januar 1961 in Kraft. Im übri- 
gen tritt diese Verordnung am fünften Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 

(1) Die in der Fußnote aufgeführten öle sind in 
rohem Zustand nach der gegenwärtigen Tariflage 
unter der Bedingung zollfrei, daß sie unter Zoll- 
sicherung zu technischen oder industriellen Zwek- 
ken (ausgenommen zum Herstellen von Lebens- 
mitteln) verwendet werden. 

(2) Die genannten öle sind ungenießbar. Sie wer- 
den im Regelfall deshalb nur zu technischen oder 
industriellen Zwecken verwendet. Es erscheint so- 
mit vertretbar, bei diesen ölen auf eine Verwen- 
dungskontrolle durch Zollsicherungsmaßnahmen zu 
verzichten. 

(3) Die Verordnung sieht dementsprechend vor, 
daß die öle ohne Zollsicherung zollfrei zu schreiben 
sind. Hierdurch werden Zollverwaltung und Wirt- 
schaft entlastet. 

(4) Der Gemeinsame Zolltarif der EWG stellt bei 
Tarifnr. 15.07 den Regierungen frei, die Bedingun- 
gen für die Zollbegünstigung festzulegen. 

Zu § 1 Nr. 2 

(1) Schwefelhaltige Kopfprodukte der rohen 
Leichtöle unterliegen nach der derzeitigen Fas- 
sung der Tarifnr. 27.07 - B einem Zollsatz von 
16,40 DM/100 kg Eigengewicht. Diese Zollbelastung 
erscheint bei dem geringen Wert der Erzeugnisse 
wirtschaftlich nicht tragbar. 

(2) Die vorliegende Verordnung stellt die Er- 
zeugnisse deshalb gegenüber den übrigen Mitglieds- 
ländern der EWG zollfrei. Der Ausgangs-Zollsatz 
ist für beide Tarifstellen „frei". Die Binnen-Zoll- 
sätze „frei" entsprechen damit dem EWG-Vertrag. 

(3) Für die Verwendung als Kraft- oder Heiz- 
stoffe ist ein Außen-Zollsatz von 2,4 °/o des Wertes 
festzusetzen. Dieser Zollsatz ergibt sich aus der 
Verpflichtung des EWG-Vertrages, den Ausgangs- 
Zollsatz (frei) mit Wirkung vom 1. Januar 1961 um 
30 v. H. an den um 20 v. H. gekürzten Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs der EWG (8 % des Wertes) j 
anzugleichen. Bei anderer Verwendung unter Zoll- 
sicherung ist für die Erzeugnisse — entsprechend 
dem Gemeinsamen Zolltarif der EWG — der Außen- 
Zollsatz „frei" vorgesehen. 

! 

Zu § 1 Nr. 3 

(1) Der Deutsche Zolltarif 1961 enthält für Ozo- 
kerit unterschiedliche Zollsätze. Im rohen Zustand 
unterliegt Ozokerit dem Binnen-Zollsatz „frei" und 
einem Außen-Zollsatz von 0,8 %> des Wertes. Für 
anderes (d. h. bearbeitetes) Ozokerit sind dagegen 
höhere Zollsätze vorgesehen (Binnen-Zollsatz 14°/o, 
Außen-Zollsatz 16,4% des Wertes). 

(2) Den höheren Zollsätzen unterliegt nach der 
geltenden Tariflage auch solches Ozokerit, das 


durch Schmelzen aufgearbeitet ist. Derart aufge- 
arbeitetes Ozokerit wird jedoch nach der Auffas- 
sung von Handel und Verkehr als rohes Erzeugnis 
angesehen. Es erscheint deshalb aus wirtschaftlichen 
Gründen geboten, dieses Erzeugnis auch im Deut- 
schen Zolltarif 1961 als rohes Ozokerit zu behan- 
deln. 

(3) Der Deutsche Zolltarif 1961 wird durch die 
vorliegende Verordnung dementsprechend geändert. 
Hierdurch tritt für Ozokerit, das durch Schmelzen 
aufgearbeitet ist, eine Ermäßigung der Zollbelastung 
ein. 

(4) Durch Schmelzen aufgearbeitetes Ozokerit 
wird dadurch in der Bundesrepublik genau so be- 
handelt wie in den anderen Mitgliedsländern der 
EWG. 

Zu § 1 Nr. 5 und 9 

(1) Die Erzeugung von Aluminium durch die 
deutschen Aluminiumhütten steigt ständig. Dem- 
entsprechend wächst auch der Bedarf an dem Roh- 
stoff Aluminiumoxyd. Für das Jahr 1961 wird 
mit einem Mehrbedarf an Aluminiumoxyd in 
Höhe von 35 000 t gerechnet. Diese Menge steht 
in der Bundesrepublik nicht zur Verfügung. Die 
Aluminiumhütten sind deshalb auf Einfuhren ange- 
wiesen. 

(2) Aluminiumoxyd unterliegt z. Z. einem Bin- 
nen-Zollsatz von 10,5 %> und einem Außen-Zollsatz 
von 11 °/o des Wertes. Diese Zollbelastung ist bei 
dem Preis des einzuführenden Aluminiumoxyds und 
den Frachtkosten für die deutschen Aluminiumhüt- 
ten wirtschaftlich nicht tragbar. 

(3) Durch die vorliegende Verordnung wird des- 
halb im Rahmen eines Zollkontingents der Binnen- 
Zollsatz für 35 000 t Aluminiumoxyd zum Verhütten 
auf Aluminium für das Jahr 1961 ausgesetzt. 

(4) Es handelt sich um eine Zollaussetzung im Sinne 
des Art. 15 Abs. 1 des EWG-Vertrages. Eine Sen- 
kung des Außen-Zollsatzes kommt nicht in Betracht, 
weil der Außen-Zollsatz im Deutschen Zolltarif 
(11 °/o) bereits die gleiche Höhe hat, wie der unge- 
kürzte Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs der 
EWG. 

Zu § 1 Nr. 5 und 9 

Die Angabe „Zollsatz für je 100 m" hat zu Zwei- 
feln Anlaß gegeben. Sie wird deshalb geändert in 
„Zollsatz für 100 m". Eine Änderung der Zollbe- 
lastung tritt dadurch nicht ein. 

Zu § 1 Nr. 6 

Es handelt sich lediglich um eine redaktionelle 
Änderung. 
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Zu § 1 Nr. 7 

Die Änderung hat nur überwachungstechnische 
Bedeutung. Sie führt bei der Überwachung der in 
der Anmerkung 1 zu Tarifnr. 47.01 zugelassenen 
Bearbeitungsvorgänge zu einer Entlastung der Zoll- 
beteiligten und der Zollverwaltung. 

Zu § 1 Nr. 8 

I. 

(1) Die Absätze D - 1 und D - II der Tarifnr. 84.59 
sind jeweils in „Maschinen und Apparate zum Her- 
stellen von Bindfäden, Seilen, Tauen oder Kabeln 
aus Metall" und in „Maschinen usw. zum Her- 
stellen von Bindfäden usw. aus anderen Stof- 
f e n" aufgegliedert. Diese Aufgliederung hat zu 
Tarifierungsschwierigkeiten geführt, weil viele die- 
ser Maschinen sowohl Metalle als auch andere 
Stoffe (z. B. Spinnstoffe und Kunststoffe) verarbei- 
ten können. 

(2) Durch die vorliegende Verordnung wird die 
Aufgliederung deshalb beseitigt. Dabei wird für 
beide Maschinentypen ein einheitlicher Binnen-Zoll- 
satz von 3 °/o des Wertes festgesetzt. Für Maschinen 
zum Herstellen von Bindfäden usw. aus anderen 


Stoffen als Metall tritt dadurch eine Senkung des 
Binnenzolls um einen halben Punkt ein. Die bis- 
herigen Außenzölle (5,9% und 6,4% des Wertes) 
bleiben dagegen unverändert. 

II. 

(1) Gleichzeitig wird für Drahtumbändelungs- 
maschinen eine besondere Unterposition mit dem 
Binnen-Zollsatz „frei" und einem Außen-Zollsatz 
von 3,4 % des Wertes geschaffen. Diese Maßnahme 
war bei der ersten Angleichung der deutschen 
Außen-Zollsätze an die um 20 v. H. gekürzten Zoll- 
sätze des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG am 
1. Januar 1961 unterblieben. Sie wird durch die vor- 
liegende Verordnung nachgeholt. 

(2) Die Drahtumbändelungsmaschinen waren am 
1. Januar 1957 zollfrei. Der Binnen-Zollsatz „frei" 
ist damit gegeben. 

(3) Der um 20 v. H. gekürzte Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs der EWG beträgt 11,2% des 
Wertes. Zum 1. Januar 1961 war der Zollsatz „frei" 
gegenüber den Nicht-EWG-Ländern dem gekürzten 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG um 
30 v. H. anzugleichen, Dadurch ergibt sich ein Au- 
ßen-Zollsatz von 3,4 % des Wertes. 
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